Wien, Donnerstag den 1. Juli 1880. XIII. Jahrgang. Nr. 27. 


Oeſterreichiſche 
ilſchrift 
eitſchrift an Verwaltung. 
0 I ) f 2 
Erſcheint jeden Donnerstag. — Siehretion und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweire je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres⸗Abonnemeut mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefülligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtauweiſung erbitten, 


Bauernmarkt 11. 


erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitjchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. BE 


Inſerate werden billiaſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamatipnen. wenn unverſiegelt ſind portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Verückſichtigung finden. 


Wir erſuchen die Herren Abonnenten, ihre 
Pränumerations⸗Erneuerung für das dritte Quartal 
1880 an die Adminiſtration einzuſenden. 


Anhalt. 


Die Reform der gewerblichen Hilfseaſſen in Oeſterreich. Von Dr. Moriz 
Caſpaar, B. Dir.⸗Secretär der Innerberger Hauptgewerkſchaft und Privat- 
docent an der k. k. Bergakademie in Leoben. (Fortſetzung.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Zwei Entſcheidungen des Senates zur Schlichtung von Competenzeonflicten zwi⸗ 
ſchen dem Verwaltungsgerichtshofe und dem Reichsgerichte. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Die Reform der gewerblichen Hilfscaſſen in Beſterreich 


Von Dr. Moriz Eafpaar. 
B. Dir.⸗Secretär der Innerberger Hauptgewerkſchaft und Privatdocent an der 
k. k. Bergakademie in Leoben. 
(Fortſetzung.) 
Sonderbeſtimmungen für Krankencaſſen. 


Nach dem Entwurfe wird zu den Anfangs erwähnten drei Gruppen 
von Caſſen noch eine vierte kommen, die von Amtswegen errichteten 
Krankencaſſen, welche ſubſidiär errichtet werden für den Fall, als dem 
Bedürfniſſe durch freiwillige Caſſen nicht entſprochen wird. Dieſen 
Caſſen werden durch den Entwurf gewiſſe Begünſtigungen eingeräumt, 
bezüglich der Einbringung der Beiträge von den Mitgliedern und der 
Heranziehung der Unternehmer zu Beitragsleiſtungen. Ob dieſe Caſſen 
für beſtimmte Gewerbe einzeln, oder für alle gewerblichen Arbeiter eines 
Bezirkes als Ortscaſſen gegründet werden ſollen, iſt nicht zu entnehmen. 
Die Bildung dieſer Caſſen iſt eine naturgemäße Folge des einzuführenden 
Eaſſenzwanges. Ob ſich der Caſſenzwang überhaupt theoretiſch rechtfer⸗ 
tigen laſſe, wurde bereits erörtert. Daß dieſe neuen Caſſen der im 
Motivenberichte hervorgehobenen Forderung, Ermöglichung der Frei⸗ 
zügigkeit ohne vermögensrechtliche Verluſte, gerecht werden, kann nicht 
behauptet werden, ebenſo wie auch ferner noch arbeitsloſe und arbeits⸗ 
unfähige Arbeiter der öffentlichen Krankenpflege anheimfallen werden. 
Es muß hier erwähnt werden, daß mit den von der Behörde errichteten 
Caſſen der beſtehende Uebelſtand, daß der einzelne Arbeiter durch Auf- 
ſuchung eines beſſeren Arbeitsmarktes des bisherigen Unterſtützungs-⸗ 
anſpruches verluſtig wird, nicht behoben wird. So lange nicht ein 
Caſſenverband in großer Ausdehnung die Freizügigkeit ohne Verluſt der | 


Mitgliedſchaft ſichert, wird es gleichgiltig bleiben, ob Caſſenzwang oder 
Zwangscaſſen eingeführt werden. Es iſt nicht recht erſichtlich, wieſo der 
Motivenbericht der Vorlage S. 84 vom Caſſenzwang beſſere Reſultate 
erwartet und jagt: „Setzt doch die Beſtimmung der Caſſen, denen ein 
Arbeiter im conereten Falle beitreten muß, eine fortgeſchrittene Orga- 
niſation des Caſſenweſens voraus und iſt es gewiß für einen Hilfs 


arbeiter, der vermöge ſeines Gewerbszweiges von dem Rechte der ge 


werblichen Freizügigkeit Gebrauch macht, ſehr mißlich, wenn er durch 
das Verlaſſen eines beſtimmten Ortes oder einer Gegend keinen Erſatz 
für die von ihm in eine Caſſe geleiſteten vielleicht erheblichen Zahlungen 
erhält. Es wurde alſo in der Vorlage in der Hauptſache nur der 
Caſſenzwang eingeführt“. 

Ob nun das Mitglied ferne Einlagen von einer Zwangscaſſe 
oder einer Caſſe, der er wegen Caſſenzwang beigetreten iſt, beim Orts— 
wechſel nicht zurück erhält, iſt doch vollſtändig gleichgiltig Abhilfe 
können nur große Caſſenverbände oder Hauptcaſſen mit einem Netz 
von Zweigcaſſen gewähren. Dafür bietet aber das Geſetz keine Garantie, 
da gerade jene Caſſen, welche der größten Ausdehnung fähig ſind, mit 


allen Vorſichtsmaßregeln umgeben ſind. Es iſt nun wohl von Unter⸗ 


nehmern und von Genoſſenſchaften nicht zu erwarten, daß ſie für eine 
derartige Caſſenorganiſation höheren Grades Sorge tragen würden. Es 


bleiben alſo dafür nur die allgemeinen Arbeitercaſſen und die Entwick 


lung derſelben wird nach den Cautelen der Vorlage nie zu einer 


beſonderen Blüthe gelangen. Auch die Nothwendigkeit, arbeitsloſe oder 


arbeitsunfähige Hilfsarbeiter in öffentlichen Krankenhäuſern auf Gemeinde 
koſten im Erkrankungsfalle zu verpflegen, wird durch die Vorlage nicht 


behoben und wird ſo lange fortbeſtehen, als nicht eine Verſicherung gegen 


Arbeitsloſigkeit den Arbeiter während dieſer Zeit ermöglicht, eine Prämie 
für Krankenverſicherung zu zahlen und eine Invalidenpenſion für den 
Krankheitsfall arbeitsunfähiger Mitglieder eintritt. Als weſentliche Nene- 
rung iſt die beſtimmte Formulirung der Beitragspflicht der Unternehmer 
zu den Krankencaſſen aufgeſtellt, während bisher eine ſolche Beſtimmung 
in der G. O. fehlt und nur die Hofkanzleidecrete vom 4. Mai 1814 
und vom 10. März 1848 angewendet wurden. Eine beſtimmte Grenze 
reſp. Höhe für den Beitrag wird nur bei den behö:dlich errichteten 
Caſſen feſtgeſetzt, wo die Hälfte der Mitglie erbeiträge als Maximal- 
grenze feſtgeſtellt wird, bis zu welcher den Unternehmern ein Beitrag 
auferlegt werden könne. Für die übrigen Caſſen ergibt ſich die Bei— 
tragspflicht nur als eine Abfindung des Unternehmers für die in den 
Art. 69 und 71 angeführte Verpflichtung, für erkrankte Arbeiter Sorge 
zu tragen Dies bafirt auf der im Art. 69 ſtricte ausgeſprochenen 
Anordnung, daß Gewerbsinhaber, welche zu den regiſtrirten Kranken 
caſſen keine beſtimmten Zuſchſüſſe leiſten, die au ihre Hilfsarbeiter von 
einer regiſtrirten Caſſe geleiftete Krankenunterſtützung auf die Daner von 
4 Wochen zu vergüten und für Hilfsarbeiter, die keiner Krankencaſſe 
angehören, für die Dauer von 6 Wochen zu ſorgen haben. Hierin liegt 
nun der Beweggrund für die Unternehmer, dahin zu trachten, daß ihre 
Arbeiter Krankencaſſen angehören, ſowie dafür, Zuſchüſſe zu leiſten. 
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Zweifelhaft iſt, wie hoch die Zuſchüſſe der Unternehmer ſein müßten, 
damit dieſe Verpflichtung entfällt, da Art. 66 nur für die von der 
Behörde errichteten Krankencaſſen gilt. Auch der Art. 71 ſagt nur, 
daß die Gewerbsinhaber, jo lange die negiſtrirten Krankencaſſen nicht 
beſtehen, oder deren Wirkſamkeit unterbrochen würde, für die Verpflegung 
zahlung sunfähiger Hilfsarbeiter in einer öffentlichen Krankenanſtalt 
für die Dauer von 4 Wochen aufzukommen haben. Ob ſich bei der 
heutigen Wirthſchaftsordnung ein Beitrag der Unternehmer rechtfertigen 
läßt, iſt mindeſtens fraglich Auch darüber muß auf Brentano ver— 
wieſen werden, der a. a. O. Seite 71 ſagt: „Seitdem aber Gewerbe- 
freiheit und Coalitionsfreiheit den Arbeitern die Möglichkeit, gegeben 
haben, auf die Höhe ihres Einkommens Einfluß zu üben, ſpricht die 
geſetzliche Vermuthung dafür, daß der von dem Arbeiter im Arbeits— 
vertrage bedungene Lohn der ihm rad) ſeinem wirklichen Verdienſte 
zukommende ſei“. Dieſer Lohn muß den Koſten der Arbeit entſprechen 
und es müſſen daraus die verschiedenen Verſicherungen gedeckt werden. 
Wird dem Unternehmer noch über den Lohn ein Beitrag aufgetragen, 
ſo bewirkt derſelbe eine Vermehrung der Productionskoſten, die vom 
Conſumenten getragen werden müſſen, welche Auslage aber dann unzweck— 
mäßig verwendet wird, wenn die Verſicherung durch zu große Zer⸗ 
ſplitterung in einzelne Caſſen unnöthig vertheuert wird. Es ſoll hier 
nicht die Frage erörtert werden, inwieweit dieſe Ausführungen für ein 
Land Geltung haben, in welchem die Organiſation au der Arbeit noch 
keinen allgemeinen Einfluß auf die Lohnhöhe hat. Das eine iſt aber be⸗ 
ſtimmt auch hier richtig, daß derlei Beiträge in der Regel nicht als 
Geſchenk aufzufaſſen find, ſondern in den Productionskoſten einen Beſtand⸗ 
theil des Lohnes ausmachen gerade ſo wie Naturalwohnungen und 
andere Nebenbezüge; bei richtiger Calculation müſſen alle dieſe ver— 
ſchiedenen Bezüge addirt werden. Dies geſchieht ja auch in Wirklichkeit, 
und es gibt auch viele Unternehmungen, die keine Beiträge zu den 
Krankencaſſen, dafür aber einen ſo hohen Lohn zahlen, daß der Arbeiter 
die nothwendigen Beiträge für die Krankenunterſtützung allein leiſten 
kann. Es iſt auch kein Zweifel, daß dieſes das normale Verhältniß 
it und auch in Oeſterreich ſeinerzeit eintreten wird. Die Bemeſſung 
der Beiträge der Unternehmer iſt eine ſchwierige Frage, die der Ent— 
wurf nicht löſt. Dieſe Beiträge müſſen ja in den verſchiedenen Gewerben, 
welche einer verſchiedenen Wahrſcheinlichkeit der Erkraukung unterworfen 
ſind, verſchiedene ſein, wenn man nicht mit einer gleichen uses 

| 


ungerecht werden will. Auch muß hier wieder hervorgehoben werden, 
daß das Haftpflichtgeſetz auch mit den Krankencaſſen in Verbindung 
gebracht werden muß, da gerade am häufigſten die Krankencaſſen durch 
derlei Unfälle in Anſpruch genommen werden. Der Preis ſolcher Gegen 
ſtände, deren Herſtellung beſondere Gefahren für die Arbeiter mit ſich 
bringt, muß naturgemäß dieſe Gefahren decken. Iſt nun der Lohn nicht 
ſo hoch, daß er dieſe Verſicherungen deckt, und will man nicht die 
Steuerträger zur Bezahlung dieſer Mehrkoſten indirect heranziehen, ſo 
muß dieſe Verſicherung durch die Beiträge der Unternehmer gedeckt 
werden. Es muß daher auch für dieſe Fälle vom Geſetz Vorſorge 
getroffen werden, ſobald überhaupt eine Beitragsleiſtung der Unter- 
nehmer, oder eine Verpflichtung derſelben zur Krankenunterſtützung geſetz⸗ 
lich feſtgeſtellt wird. Es müßte auch conſequenter Weiſe für Krankheiten, 
die in gewerblichen Unglücksfällen ohne Verſchulden der Arbeiter ihren 
Grund haben, eine höhere und längere Unterſtützung der Arbeiter zur 
Pflicht gemacht werden. — Von den Specialbeſtimmungen iſt vor Allem 
hervorzuheben, daß die Normativftatuten nur eine Unterſtützung der 
erkrankten Mitglieder nicht aber auch ihrer Angehörigen kennen, und 
nach den ſtrengen Beſtimmungen, die für das Einhalten der vorgeſchriebenen 
Statuten beſtehen, müßte dem entſprechend dieſer erweiterte Zweck ent⸗ 
fallen. Es iſt nun hänfig gerade bei Fabrikscaſſen der Fall, daß auch 
die Angehörigen der Mitglieder aus der Vereinscaſſe ärztliche Behand⸗ 
lung und Medicamente unentgeltlich erhalten, eine Vorſorge, die gewiß 
ſehr zweckmäßig iſt, mag ſie auch ſchwer einer Berechnung zu unter⸗ 
ziehen ſein. Das Gleiche findet ja auch bei den meiſten Bruderladen 
ſtatt. Nachdem gerade verheiratete Arbeiter häufig das ſtabile Perſonal 
der Unternehmungen bilden, und gegenwärtig von vielen Unterneh mungen 
auf die Erhaltung eines ſtabilen möglichſt gut ſituirten Perſonals ge⸗ 
ſehen wird, mag man dies der immerhin noch häufigen Humanität, 
oder dem eigenen Intereſſe der Unternehmer zuſchreiben, ſo wäre es 
bedauerlich, wenn dieſe Vorſorge nunmehr entfallen müßte. Mag dieſe 
Vorkehrung auch nur einer Gruppe der Caſſen eigenthümlich ſein, ſo 
muß doch eine gewiſſe Rückſicht darauf genommen werden. Auch hier 


über Einzahlung und Unterſtützung exiſtiren, ſo wird es eine große 
Schwierigkeit bieten, hier in allen Fällen unter möglichſter Schonung 
der ſpeciellen Verhältniſſe und mit Rückſicht auf die weiters vor— 
geſchriebene Minimalhöhe der Unterſtützungen das Richtige zu treffen. 
Brentano ſagt a. a. O. Seite 131. daß bei der Krankenverſicherung 
eine theoretiſche Berechnung ſchwierig, daher nur eine möglichſt große 
Zahl von Verſicherten die nöthige Garantie bietet. „Laßt dieſes Princip 
die möglichſt große Anzahl von Verſicherten als das wünſchenswertheſte 
bei jeder Art von Verſicherung erſcheinen, jo iſt bei der Krankenver— 
ſicherung noch zu erwägen, daß es keine auch nur annähernd ſicheren 
Krankheitstafeln gibt: die Hohe der Beiträge, welche eine Hilfscaſſe 
einziehen muß, um eine beſtimmte Krankenunterſtützung verſprechen zu 
können, läßt ſich alſo nur mit geringer Wahrſcheinlichkeit und daher 
keineswegs ein- für allemal feſtſtellen; es können öfters Erhöhungen 
der Beiträge nothwendig werden, damit die Caſſe ihren Verpflichtungen 
nachkommen könne.“ Demgemäß werden nach dem muſterhaften Statut 
der Hüttenberger Bruderlade, welche die Invaliden- und Witwenver— 


ſorgung nach reinen Verſicherungsprincipien eingerichtet hat, die Beiträge 


und Unterſtützungsbeiträge der Krankencaſſe jährlich feſtgeſtellt. — 9375 
Die Feſtſtellung einer Carenzzeit, nach deren Ablauf der Anſpruch auf 
Unterſtützung erſt beginnt, wird geſtattet unter der Bedingung, daß 
dafür nach Aufhören der Mitgliedſchaft für die gleiche Zeit eine 
Unterſtützung gewährt wird; dieſelbe wird daher im Maximum mit 
13 Wochen angenommen, welche Zeit auch als Minimum der Unter— 
ſtützungsdauer feſtgeſtellt wird. Dieſe Carenzzeit iſt in Oeſterreich nicht 
allgemeiner Uſus und hat Unzukömmlichkeiten im Gefolge. Merkwürdiger 
Weiſe wird keine Fürſorge für den Fall getroffen, daß ein Unglücksfall 
durch gewerbliche Arbeit während dieſer Zeit eintritt. Wer hat hier 
für die Krankenunterſtützung einzutreten? Hier liegt ein Mangel gegen— 
über den Beſtimmungen über Invalidenverſorgung vor. Wird ferner 
die Carenzzeit ausgedehnt, wenn ein Mitglied während derſelben 
erkrankt, oder ſoll er Beiträge zahlen, da er keine Unterſtützung erhält? 
Es kann ein Jueinandergreifen der Unterſtützungen und demgemäß eine 
Verſicherung für die arbeitsloſe Zeit durch die Beſtimmungen der Vor⸗ 
lage nicht erreicht werden. Durch die Carenzzeit, welche die Unterſtützung 
nach dem Austritte vorſchreibt, geht ein Vortheil der Caſſen verloren, 
welcher in der gegenſeitigen Controle der Mitglieder gegen Benach⸗ 
theiligungen der Caſſe beſteht. Auch die Höhe der Unterſtützungen wird 
durch § 39 der Normativſtatuten gewiſſen Beſchränkungen unterworfen, 
wobei ſich in der Praxis einige Widerſprüche ergeben dürften. Die 
Höhe der Unterſtützungen ſoll folgenden Beſtimmungen entſprechen: 

I. Die Krankenunterſtützung ſoll nicht geringer ſein, als bei 
Männern die Hälfte, bei Frauen ein Drittel des Taglohnes, welchen 
ſie beim Eintritt in die Caſſe bezogen haben. Dies kann aber in der 
Praxis ſehr nieder ausfallen, ſobald die Mitglieder ſehr jung den 
Caſſen beitreten; andererſeits ſoll: 

2. Die Unterſtützung nicht geringer ſein, als die täglichen 
Verpflegskoſten, welche für die Verpflegung der Mitglieder im Kranken⸗ 


hauſe zu entrichten ſind. Dieſe Taxe beträgt jedoch in der Regel mehr 


als 1 reſp. 1 des Taglohnes, beſonders bei jugendlichen und weib— 
lichen Arbeitern, endlich 

3. ſoll das Krankengeld den zuletzt bezogenen Taglohn nicht 
überſchreiten. Soll die Bedingung 2 bei jugendlichen Arbeitern und 
Frauen eingehalten werden, ſo ergibt ſich ein Widerſpruch mit 3, da 


die Taxen häufig höher ſind als dieſe Löhne. 


Die Verpflegscaſſe im Krankenhauſe beträgt ja häufig 70 kr. und 
mehr, während jugendliche Hilfsarbeiter beim Eintritt in die Arbeit 
vielleicht die Hälfte erhalten. Die Feſtſtellung der Unterſtützung nach 
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dem Lohuſatz hat gewiß viel für ſich, ſie darf aber nicht mit fremden | und Conſ., als Beſchwerdeführer, das Begehren geſtellt: „Das Reichs⸗ 


Factoren combinirt werden, und es darf nicht der Lohn beim Eintritt 


in die Caſſe als maßgebend angenommen werden. 


Ob es gelingen wird, alle Caſſen dieſen Normativbeſtimmungen 
anzupaſſen, ob die beſtehenden Caſſen ihre Exiſtenz behaupten werden, 
oder ob das Inſtitut der Ortscaſſen das künftig herrſchende ſein wird, 
läßt ſich nicht vorausſagen. Wünſchenswerth iſt es nur, daß nicht wegen 
einzelner Mängel oder t 
die heute Erſprießliches leiſten, ihre Exiſtenz einbüßen. Viele Kranken- 
caſſen erhalten unter den verſchiedenſten Formen Unterſtützungen von 
e Unternehmer, und es iſt nicht zu läugnen, daß gerade viele 
0 ikscaſſen, ſeien ſie auch theoretiſch vielfach angefeindet, bei dem 
bbb einer Organiſation der Arbeit Erſprießliches leiſten. Ob die 
5 hördlichen Ortscaſſen ſich der gleichen Unterſtützung von Seite der 
Auternehmer erfreuen werden, iſt zweifelhaſt. Und doch hat der 
Zuſammenhang der Krankencaſſen mit den Unternehmungen auch eine 
theoretiſche Begründung; ſo ſagt Stein a. a. O. S. 888 über die 
Arbeiterhilfscaſſen: „In dem ganzen Verſuch iſt nur ein Moment lebens⸗ 
fähig und das iſt der Gedanke einer Krankencaſſe, die übrigens ſchließlich 
in der vorgeſchlagenen Form (deutſche Ortscaſſen!) durchaus unpraktiſch 
iſt und deren letzte Geſtalt unter Mitwirkung der Unternehmungen wir 
noch nicht gefunden haben; gewiß aber iſt nur das Eine, daß auch ſie 
nur bei einer gewiſſen Seßhaftigkeit der Arbeiter und bei einer Beſchrän— 
kung auf die Oertlichkeit möglich ſein wird.“ 

Man ſieht, auch die Theorie iſt noch nicht einig. Die vor⸗ 
geſchlagenen Beſtimmungen find im Weſentlichen dem deutſchen Reichs- 
geſetz vom 8. April 1876 entnommen. Es muß nur bemerkt werden, 
daß in Deutſchland nicht jene Differenzen in den Arbeitsverhältniſſen und 
in den Löhnen beſtehen, wie in Oeſterreich, daß ſich daher für Oeſter⸗ 
reich de Durchführung eines analogen Geſetzes ſchwieriger ſtellen wird, 
und daß um fo mehr die bereits erwähnte Verkürzung der Einführungs⸗ 
friſt bedauert werden muß. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zwei Entſcheidungen des Senates zur Schlichtung von Com⸗ 
petenzeonflicten zwiſchen dem Verwaltungsgerichtshofe und dem 
Neichsgerichte. 


Am 9 Juni l. J. iſt zum erſten Male der im Sinne des 82 
des Geſ. vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 37 ex 1876, aus 
je vier Mitgliedern des Reichsgerichtes und des Verwaltungsgerichtshofes 
zuſammengeſetzte Senat unter dem Vorſitze Sr. Exc. des erſten Präſi⸗ 
denten des oberſten Gerichtshofes Dr. Ritter von Schmerling zuſammen⸗ 
getreten, um in zwei Fällen über einen behaupteten Competenzconflict 
zwiſchen dem Reichsgerichte und dem Verwaltungsgerichtshofe zu ent- 
ſcheiden. Der erſte Fall betraf eiuen Antrag des Miniſteriums des Innern 
auf Entſcheidung eimes affirmativen, der zweite den Antrag der be- 
theiligten Partei auf Entſcheidung eines negativen Competenzconflictes 
In beiden Fällen wurden die Anträge in nicht öffentlicher Sitzung 
mittelſt Beſchluß zurückgewieſen. Der Sachverhalt ergibt ſich aus den 


Entſcheidungen und deren Begründung, welche wir hiermit folgen laſſen. 
22. Jänner 1880, Z. 228, als von dem V. G. H. mit Beſcheid vom 


Nr. I. Beſchluß vom 9. Juni 1880, Nr. 66. 


„Es ſei der Antrag des k. k. Miniſteriums des Innern in finn⸗ 


emä Anwendung des 20 des organ. Statuts für das Reichs⸗ en 5 
. 1 f 0 weil der ablehnende Gerichtshof den anderen als competent erachtete, 


gericht vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr 44, und § 21 des 
Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, ohne 
Anordnung einer öffentlichen Verhandlung, daher auch ohne Fällung 
eines förmlichen Erkenntniſſes a limine durch Beſchluß abzuweiſen. 

Der Senat konnte ſich nämlich nach Maßgabe des Geſetzes vom 
22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 37, nicht für berufen erkennen, 
über dieſen Antrag mit einer Verhandlung und Entſcheidung eines 
Competenzeonflictes vorzugehen, weil er durch die allegirten zwei Erkennt⸗ 
niſſe einen ſolchen Conflict nicht als conſtatirt zu befinden vermochte. 

In der dem Erkenntniſſe des Reichsgerichtes vom 25. October 
1879, Z. 202, zu Grunde liegenden Beſchwerde hatten Dr. N. N. 


heoretiſcher Bedenken die vielen Krankencaſſen, 


gericht wolle erkennen, daß durch die Entſcheidung der k. k. galiz. 
Statthalterei vom 13. Juni 1879, 3. 27.901, die in den Artikeln 
2 und 4 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. September 1867, R. G. Bl. 
Nr. 142, verfaſſungmäßig gewährleiſteten Rechte der Beſchwerdeführer, 
u zw. das Recht der Gleichheit vor dem Geſetze und das active und 
paſſive Wahlrecht zur Gemeindevertretung, verletzt worden ſei.“ 


Ueber dieſes Petitum, deſſen erſter Theil in Betreff der Gleich⸗ 
heit vor dem Geſetze von den Beſchwerdeführern bei der mündlichen 
Verhandlung vor dem Reichsgerichte zurückgezogen wurde, hat nun das 
Reichsgericht mit dem Judicate vom 25. October 1879, Z. 202, nach 
durchgeführter öffentlicher Verhandlung zu Recht erkannt: „Durch den 
citirten Statthaltereierlaß hat eine Verletzung des durch die Staats⸗ 
grundgeſetze gewährleiſteten activen und paſſiven Wahlrechtes der 
Beſchwerdeführer zur Gemeindevertretung nicht ſtattgefunden.“ Dagegen 
haben allerdings dieſelben Beſchwerdeführer in ihrer ſpäter, aber noch 
vor Schöpfung des oben erwähnten Erkenntniſſes bei dem Verwaltungs⸗ 
gerichtshofe eingebrachten Beſchwerde das Begehren geſtellt: „Der 
V. G. H. geruhe die galiziſche Statthaltereierledigung vom 13. Juni 
1879, 3. 27.901, als geſetzwidrig aufzuheben.“ Ueber dieſes Petitum 
hat nun der V. G. H. mit Erkenntniß vom 22. Jänner 1880, Z. 138, 
zu Recht erkannt: „Die angefochtene Statthaltereientſcheidung wird inſo⸗ 
weit als ungeſetzlich aufgehoben, als damit die vom II. Wahlkörper 
vorgenommene Wahl von 12 Gemeinderäthen und 6 Erſatzmännern, 
ferner die vom III. Wahlkörper vollzogene Wahl von daſelbſt mit 
Namen aufgeführten 9 Wahlmännern und 5 Erſatzmännern als ungiltig 
erklärt worden iſt; im Uebrigen aber die Beſchwerde als unbegründet 
zurückgewieſen.“ 

Dabei muß noch im Beſonderen hervorgehoben werden, daß der 
V. G. H. weder mit dem Tenor ſeines Erkenntniſſes, noch in den 
Entſcheidungsgründen desſelben, wie insbeſondere der Schlußabſatz der⸗ 
ſelben beweiſet, irgendwie über die Verletzung des Wahlrechtes der 
Beſchwerdeführer, ſondern ausſchließend darüber judicirt hat, daß die 
durch den citirten Statthaltereierlaß erfolgte Ungiltigkeitserklärung eines 
Theiles der in Rede ſtehenden Wahlen dem Geſetze zuwiderlaufe, ſomit 
als geſetzwidrig auſgehoben werden müſſe. Dadurch erſcheint nun feſt⸗ 
geſtellt, daß ſowohl die Petita der bei den zwei Gerichtshöſen eingebrachten 
Beſchwerden, als auch die beiderſeitigen Erkenntniſſe keineswegs dieſelbe 
Sache betreffen und daß jeder dieſer Gerichtshöfe die Competenz für 
ſich keineswegs über die Cauſa und Rechtsbeziehung in Anſpruch ge- 
nommen und ausgeübt hat, daß demnach auch die von dieſen beiden 
Gerichtshöfen diesfalls ausgeübten Competenzen nicht mit einander colli⸗ 
diren und ſohin zwiſchen ihnen auch kein Competenzconflict vorliege.“ 


Nr. II. Beſchluß vom 9. Juni 1880, Nr. 73. 


„Es ſei der Antrag des N. N. wegen des Mangels der geſetzlichen 
Vorausſetzungen einer Entſcheidung nach § 2 des Geſetzes vom 22 Oc⸗ 
tober 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, zurückzuweiſen.“ 

Der Antrag auf Entſcheidung eines verneinenden Competenzconflictes 
zwiſchen dem R. G. und dem V. G. H. wurde damit begründet, daß 
die Competenz zur Entſcheidung über die Beſchwerde des N. N. gegen 
den Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 23. September 1879, 
8. 13.604, betreffend fein Anſuchen um die Zulaſſung zur Ablegung 
des Staatsbürgereides, ſowohl von dem R. G. mit Beſcheid vom 


16. Februar 1880, Z. 249, abgelehnt worden iſt. 


Nachdem jedoch die Competenz zur Entſcheidung in der Sache 
von keinem der beiden Gerichtshöfe aus dem Grunde abgelehnt wurde, 


und die Ablehnung der Competenz von Seite des einen dieſer beiden 
Gerichtshöfe an ſich nicht die Zuweiſung der Angelegenheit zur Compe⸗ 
tenz des andern in ſich ſchließt, ſohin in dem gegenwärtigen Falle 
ein Competenzconflict zwiſchen dem R. G. und dem V. G. H. nicht 
vorliegt, erſcheint auch nach § 2 des Geſetzes vom 22. October 1875, 
R. G. Bl. Nr. 37 ex 1876, die Competenz dieſes Senates zu einer 
Entſcheidung in der Angelegenheit nicht begründet.“ ID, 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. I. Quartal. 


Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 
I. Stück. Ausgeg. am 30. Jänner. 


1. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 10. Jänner 
1880, Z. 816, betreffend die Bewilligung zur Auſſtellung eines Wechſelſchrankens 
im Orte Jokes im Zuge der Totzau⸗Jokes⸗Wickwitzer Bezirksſtraße. 

2. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 15. Jänner 
1880, 3. 2741, betreffend die Fortbemauthung der Dber-Hennersdorfer Bezirks⸗ 
ſtraßen⸗Brücken. 

3. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 15. Jänner 
1880, 3. 2871, betreffend die Zuſammenſetzung und den Wirkungskreis des 
Landes culturrathes für Böhmen. 

II. Stück. Ausgeg. am 21. Februar. 

4. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 11. Februar 1880, 3. 7986, 
womit der Reiſe⸗ und Geſchäftsplan für die regelmäßige Stellung im Jahre 
1880 verlautbart wird. 


LVandesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für die Markgraffchaft 


Mähren. 
I. Stück. Ausgeg. am 5. Jänner. 
1. Kundmachung des mähriſchen Landesausſchuſſes vom 24. December 
1879, betreffend die Einhebung der Landesumlagen pro 1880. 
2. Kundmachung des k. k. mähr.⸗ſchleſ. Oberlandesgerichtes vom 16. December 
1879, womit die Lifte der im Sprengel des k. k. mähr.⸗ſchleſ. Oberlandesgerichtes 
in Gemäßheit des § 24 des Geſetzes vom 18. Februar 1878, R. G. Bl. Nr. 30, 
für das Jahr 1880 aufgeſtellten Sachverſtändigen für die Enteignung zum Zwecke 
des Betriebes und der Herſtellung von Eiſenbahnen veröffentlicht wird. 
3. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 30. December 
1879, betreffend die Vergütung für die, der Mannſchaft vom Officiers⸗Stellver⸗ 
treter abwärts auf dem Durchzuge gebührende Mittagskoſt im Jahre 1880. 
II. Stück. Ausgeg. am 8. Jänner. 
4. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 3. Jänner 1880, 
betreffend die Competenz der kön. ſächſ. Behörden zur Ausſtellung von Leichen | 
päſſen. 


III. Stück. Ausgeg. am 30. Jänner. 

5. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 23. 

1880, betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines Civil-Geometers. 
IV. Stück. Ausgeg. am 4. Februar. 

6. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 23. Jänner 
1880, betreſſend die Aufſtellung der Beſchälſtationen in Mähren während der 
Beſchälperiode 1880. 

V. Stück. Ausgeg. am 6. Februar. 

7. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 26. Jänner 

1880, betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines Civil⸗Geometers. 


VI. Stück. Ausgeg. am 13. Februar. 


Jänner 


8. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 6. Februar 1880, | 


womit der Reife- und Geſchäftsplan der Stellungscommifſionen in Mähren für 
die Heeresergänzung des Jahres 1880 kundgemacht wird. 
VII. Stück. Ausgeg. am 4. März. 

9. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 12. Februar 1880, 
betreffend die, von den außerhalb eines Verbandes der iſraelitiſchen Cultus⸗ 
gemeinden in Mähren lebenden Iſraeliten in Eheaugelegenheiten zu entrichtenden 
Gebühren. 

10. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 16. Februar 
1880, betreſſend die Kranken⸗Verpflegsgebühren der öffentlichen Krankenanſtalten 
in Dalmatien. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 8. März. 

11. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 24. Februar 
1880, betreffend die Ermächtigung des Aichamtes in Olmütz zur Aichung von 
Präciſionswaagen, Gewichten und Maßſtäben. 

12. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 16. Februar 
1880, betreffend die Verpflegsgebühren der öffentlichen Krankenanſtalten in 
Steiermark. 

13. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 24. Februar 
1880, betreffend die Mitführung von Handmunition auf Eiſenbahnen. 


114 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Dr. von Stremayr von dem Poſten des 
Juſtizminiſters, den Freiherrn von Horſt von dem Poſten des Landesvertheidi⸗ 
gungsminiſters, den Freiherrn von Korb von dim Poſten des Handelsminiſters 
und Freiherrn v. Kriegs-Au von dem Poſten des Finanzminiſters über ihr An⸗ 
ſuchen enthoben und den zwei Erſteren das Großkreuz des Leopold-Ordens und 
dem Letzteren die Wuͤrde eines geheimen Rathes taxſrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Freiherrn von Streit zum Juſtizminiſter, den 
Grafen Welſersheimb zum Minifter für Landesvertheidigung, den Ritter 
von Kremer zum Handelsminiſter und den Dr. Duna jewski zum Finanz⸗ 
miniſter ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſter Dr. Florian Ziemialkows ki deu 
Orden der eifernen Krone erſter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbergrathe in Idria Marcus Vinzenz 
Lipold taxfrei den Titel und Charakter eines Hofrathes und dem Bergra'he da⸗ 
ſelbſt Joſeph Cermak das Ritterkreuz des Franz Joſeph-Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. k. ordentlichen öffeutlichen Profeſſor an der 
technischen Hochſchule in Lemberg Julian Zachariewicz als Ritter des 
Ordens der eiſernen Krone dritter Claſſe in Gemäßheit der Ordensſtatuten den 
Ritterſtand mit dem Prädicate „Lwigrod“ verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe in Allerhöchſtihrem Oberſt⸗ 
hofmarſchallamte Karl Ritter von Huymann das Comthurkreuz des Franz Joſeph⸗ 
Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben deu außerordentlichen Profeſfor der theorctiſchen 

Maſchinenlehre und Maſchinenkunde an der techniſchen Hochſchule in Brünn 
Georg Wellner zum ordentlichen Profeſſor dieſer Fächer daſelbſt ernannt. 
5 Seine Majeſtät haben den Hofräthen des k. k. Oberſten Rechnungshofes 
Karl Ritter von Zwölf und Joſef Freiherrn von Lichtenthurn tarfrei das 
Ritterkreuz des Leopold⸗Ol dens und dem Sectionsrathe Franz Langhammer 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Domcapitular Wilhelm von Tarnoczy zum 
Mitgliede des Landesſchulrathes in Salzburg ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterial-Viceſecretär im Miniſteriun für 
Cultus und Unterricht Alois Khayl zum Miniſterialſecretär in dieſem Mini⸗ 
ſterium ernannt. 

Seine Majeftät haben dem Hof- und Miniſterialrathe im Min ſterium 
des Aeußern Karl Freiherrn von Krauß den Titel und Charakter eines Sections⸗ 
chefs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem in Ruheſtand tretenden Baurathe Franz 
Morelli in Wien den Titel und Charakter eines Oberbaurathes tarfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem in Ruheſtand tretenden Oberfinanzrath und 
Zoll⸗Oberamtsdirector in Trieſt Jakob Rauch den Orden der eiſernen Krone 
dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statrhaltereirathe und Bezirkshauptmanne in 
Pilſen Franz Ritter Trojan von Bylanfeld anläßlich ſeines Uebertrittes in 
den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes bekleideten Polizeirathe in Prag Adam Forſter den Orden der eiſernen 


Krone taxfrei verliehen und den Polizeirath in Wien Franz Ritter von Stejskal 


zum Regierungsrathe ernannt und mit der Leitung der Polizeidirection in Prag 
betraut. 

Seine Majeſtät haben den Privatdocenten und Supplenten Dr. Auguſt 
von Mojſiſovies zum außerordentlichen Profeſſor der Zoologie an der tech- 
niſchen Hochſchule in Graz ernannt. 

Der Minifter des kaiſerlichen Hauſes und des Aeußern hat die von dem 
leitenden Generalconſulate in Paris verfügte Beſtellung des Gaſton Pourpoint 
zum Conſularagenten in Dieppe genehmigt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hak den 
Bezirkscommifſär Raimund Freiherrn von Hippoliti zum Bezirkshauptmann 
in Tirol ernannt und die bei der oberöſterreichiſchen Statthalterei erledigte 
Stelle eines Landesthierarztes dem küſt nländiſchen Landesthierarzte Joſef 
Swaty verliehen. 


Erledigungen. 


Baurathsſtelle im oberöſterreichiſchen Staatsbaudienſte in der ſiebenten, 
eventuell eine Oberingenieurs⸗ in der achten, eine Ingenieurs- in der neunten 
und eine Bauadjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis 20. Juli. (Amts- 
blatt Nr. 142.) 

Kanzliſtenſtelle beim k. k. oberſten Rechnunghofe für die im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder in der eilften Rangsclaſſe, bis 5. Auguſt. 
(Amtsblatt Nr. 144.) 


Bezirkscommiſſärsſtelle in Tirol in der neunten, eventuell eine Statt⸗ 
haltereiconcipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis 15. Juli. (Amtsbl. Nr. 147.) 

Rechnungsprakticantenſtelle bei dem Rechnungsdepartement der nieder⸗ 
öſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection, bis 18. Juli. (Amtsblatt Nr. 147.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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